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Es ist eineMeldung, die es in sich
hat. Die Bau- und Planungskom-
mission (BPK) des Baselbieter
Landrats verlangt einstimmig,
dass die neuerlichen Gleisarbei-
ten auf der Tramlinie 14 aufge-
schobenwerden,wie sie in ihrem
neuestenBerichtmitteilt. Konkret
sollen Isaac Reber (Grüne) und
seine Bau- undUmweltschutzdi-
rektion «unverzüglich» darauf
hinwirken, die Sanierungen frü-
hestens 2027 in Angriff zu neh-
men. Also zwei Jahre später als
gegenwärtig geplant.

Die Rede ist von einem Pro-
jekt, über das seit Monaten kon-
trovers diskutiert wird. Denn
schon in den letzten beiden Jah-
ren ist der 14er monatelang aus-
gefallen, da die Linie in Stadt und
Landschaft punktuell geflickt re-
spektive verbessert wurde.

Besonders störendwardas für
die Gemeinden Muttenz und
Pratteln. In den beiden Basler
Vororten wohnen rund 35’000
Menschen. Eine gute ÖV-Verbin-
dung in die Stadt ist wichtig.
Doch die Lösung mit Ersatzbus-
sen derBaslerVerkehrs-Betriebe
(BVB) war nur wenig zufrieden-
stellend, da die Bushaltestellen
oft weit von den Tramstationen
entfernt waren. Das Gewerbe
muckte auf.Hiesige KMUbeklag-
ten einen merklichen Umsatz-
rückgang. Bis zu 80 Prozent, so
die Rückmeldungen.

Kampf gegen Zeitplan
Und 2025 soll es nun im gleichen
Stil weitergehen? Für die Basel-
bieter Politik ist klar: Es reicht.
Eine Verschnaufpause wäre an-

gebracht. Kommissionsmitglied
Pascal Ryf (Mitte) sagt: «Wir
müssen das Gewerbe jetzt ent-
lasten.»Nicht erst in ein paar Jah-
ren. Er führt aus, dass man sich
nur schwervorstellen könne,was
die Unterbrüche – «der ständig
überlastete Strassenverkehr mit

den zusätzlichen Ersatzbussen»
– für die KMU bedeutenwürden.

Dass eine kurzfristige Ver-
schleppung ein durchaus kühnes
Verlangen ist, steht hingegen
ausser Frage.Der Bauplan ist fix.
Nach dem ESC im Mai und der
Frauen-EM im Juli soll zwischen

August und Dezember gebaut
werden.

Es heisst allerdings, dass Isaac
Reber bereits in dieserWoche das
Gesprächmit derBaslerVerkehrs-
direktorin Esther Keller (GLP)
sucht, umüber einemöglicheVer-
schiebung zu diskutieren.

Seine Chancen? Fraglich. Viel
deutet darauf hin, dass die
Baselbieter Bemühungen ver
gebens sind. Denn Basel befür-
wortet den aktuellen Zeitplan,
war es doch auch das städtische
Bau- undVerkehrsdepartement,
das ihn federführend erstellte.

ImKommissionsbericht heisst es
dazu: Dass Basel-Stadt trotz der
Bedenken aus dem Baselbiet am
geplantenVorgehen festhalte, sei
stossend. Der Zeitplan sei «ein
politischer Entscheid» und des-
halb zwischen den Regierungen
der beiden Kantone zu verhan-
deln. Künftig brauche es zudem
eine bessereAbstimmung, damit
die Landschaft nicht gezwungen
sei, «einfach mitzuziehen».

Kein Fingerspitzengefühl
Das sitzt. Die Abstimmung der
beiden Nachbarn sorgt einmal
mehr für Diskussionen. Ob es
zurzeit einfach am Willen fehlt,
besser miteinander zu kommu-
nizieren?Nur so kannman es zu-
mindest deuten, wenn man die
Politiker sprechen hört. Stephan
Ackermann, Landrat der Grünen
undBPK-Mitglied, sagt: «Die Ko-
ordination, die gemeinsame Ab-
sprache, ist schon bedenklich.»
Er spricht von «fehlendem Fin-
gerspitzengefühl» seitens der
Stadt.

Ein weiteres Indiz, dass alles
so bleibt wie geplant: Die BVB
und die Baselland Transport AG
lassen imBericht derBaselbieter
Kommission durchblicken, dass
eine Umkehrdes aktuellen Plans
aus betrieblicherPerspektive nur
schwer umsetzbar wäre. Die
Personalplanung sei jedenfalls
schon abgeschlossen.

Der Ball liegt nun bei Isaac
Reber. Kann er Keller nicht über-
zeugen, gibt sie demDruck nicht
nach, wird 2025 gebaut. Trotz
aller Bedenkenwird der Landrat
den nötigen Betrag, 18,2 Millio-
nen Franken, voraussichtlich
sprechen.

Neues Kapitel im Zoff zwischen Stadt und Land
Unmut wegen Tramlinie 14 Das Baselbiet will einen neuerlichen Ausfall des 14er im nächsten Jahr verhindern.
Die Stadt mauert. Nun liegt der Ball bei Baudirektor Isaac Reber.

Wenn auf der Tramlinie 14 gebaut wird, fahren keine Trams mehr – sondern Ersatzbusse. Foto: Georgios Kefalas (Keystone)

Ein überparteiliches Komitee lan-
ciert amDonnerstag die Gesetzes-
initiative «BLKB – die Bank fürs
Baselbiet», wie es in einer Medi-
enmitteilung heisst. Die Initian-
tinnen wollen mit ihren Forde-
rungen erreichen, «dass die Bank
ihren Fokuswieder auf das Kern-
geschäft und das Baselbiet legt».

Angeführt wird das Komitee
von Peter Riebli, Präsident der
Baselbieter SVP. Schon seit län-
gerer Zeit übt er Kritik an der
Geschäftsstrategie der Basel-
landschaftlichen Kantonalbank
(BLKB), insbesondere der Toch-
tergesellschaft Radicant. Über
diese diskutierte der Landrat erst
im Juni imRahmenvon zweiVor-
stössen. Doch auch diese hätten
die Kritikernichtweitergebracht,
sagt Riebli zu dieser Redaktion.
DieAnfragen seien imParlament
nicht zu ihrer Zufriedenheit be-
antwortet worden.

«Deshalb haben wir uns zu-
sammengesetzt,umunserewich-
tigsten Anliegen anzubringen.»
Daraus entstanden ist ein über-
parteiliches Initiativkomitee, zu
demunter anderemdie parteilo-
se Politikerin Laura Grazioli,
FDP-Landrat StefanDegen,Alain
Tüscher (EVP) und Mitte-Land-
rat Dario Rigo gehören.

Wie Komiteepräsident Riebli
erklärt, seien nicht Projekte im
Baselbiet das Problem, sondern
die «finanziellenAbenteuer und

gesellschaftspolitischen Aktio-
nen». So kritisiert das Komitee
neben der «verlustreichen Inves-
tition» in die Onlinebank Radi-
cant unter anderem die im
Vergleich zu anderen Kantonal
banken schlechtere Gewinnent-
wicklung oder das «grandios
gescheiterte Projekt mit dem
Verkauf von Versicherungs
produkten».

Des Weiteren vertrete die
BLKB «übertrieben progressive
Positionen» in Sozial- undNach-
haltigkeitsfragen und habe einen

Logo-Streit mit dem Verband
SchweizerischerKantonalbanken
hinter sich.

Von der Universal-
zur Regionalbank
Wegen dieser und nochweiterer
Kritikpunktewill das Komiteemit
Anpassungen am Kantonalban-
kengesetz das angeblich verlore-
ne Vertrauen der Baselbieter Be-
völkerung wiederherstellen. So
soll das Gesetz beispielsweise da-
hingehend geändert werden,
dass der Zweck der BLKB nicht

mehr einer Universal-, sondern
einer Regionalbank entspricht.

Denn Peter Riebli findet: «Die
BLKB muss wieder eine Kanto-
nalbank werden, die sich in ers-
ter Linie für die Bewohner und
Unternehmen im eigenen Kan-
ton einsetzt.» Demnach steht im
Initiativtext, dass die jährliche
Abgeltung,welche die Bank dem
Kanton für die Staatsgarantie
leistet, im Falle eines positiven
Jahresergebnisses mindestens
1/25 vom Geschäftserfolg betra-
gen müsse.

Ausserdem soll der Landrat
mehrEinfluss erhalten,beispiels-
weise bei derAnpassungderLöh-
ne oder in Form einesVetorechts
bei Bankratskandidierenden.

Die BLKB werde die mögli-
chen Folgen einer Umsetzung
untersuchen und bewerten, sagt
Mediensprecher Sandro Spaeth
zur Initiative. Die Forderungen
müssten auf ihre Vereinbarkeit
mit den gesetzlichen Bestim-
mungen geprüft werden.

EinigeAnpassungspunkte der
Initiative habe der Landrat be-
reits im Rahmen von Vorstös-
sen diskutiert. «Diese haben al-
lesamt keine Mehrheit im Land-
rat gefunden.»

Fragen und Diskussionen
rund um die Themen Entlöh-
nung, Ausschüttungen und Auf-
sichtsrecht behandle die Bank in
engerAbstimmungmit demKan-

ton Baselland als Eigner. Dieser
müsse die Auswirkungen durch
die Initiative ebenfalls erst ana-
lysieren, bevorweitere Stellung-
nahmen möglich seien, sagt Re-
gierungssprecherNic Kaufmann.

Seitens BLKB lasse sich jedoch
schon heute sagen, dass eine
mögliche Umsetzung der Initia-
tive unddamit eine Fokussierung
auf das Baselbiet einenRückgang
des Geschäftsumfangs nach sich
ziehenwürde. «DieserRückgang
würde Grösse und Ertragskraft
der Bank negativ beeinträch
tigen», sagt Spaeth.

Grosse Investoren durch
Zusammenschluss
In Bezug auf die Kritik an der
Radicant weist Spaeth auf den
geplanten Zusammenschluss der
BLKB-Tochtergesellschaft mit
der Firma Numarics hin. Durch
diesen würden sich grosse In-
vestoren wie Founderful, FiveT,
Seed X und die UBS an Radicant
beteiligen.

Und auch den angeprangerten
Vertrauensverlust sehe die BLKB
nicht: «In einer Umfrage von
Statista undder ‹Handelszeitung›
wurde die BLKB vor wenigen
Tagen als beste Bank der Region
Nordwestschweiz für Privat
kundinnen und -kunden ausge-
zeichnet.»

Lea Buser

SVP-Riebli will BLKBmit Initiative an die kurze Leine nehmen
«Übertrieben progressiv» Die Kantonalbank soll ihren Fokus wieder stärker auf das Baselbiet legen.

Ein überparteiliches Initiativkomitee fordert, dass die BLKB
sich wieder auf ihr Kerngeschäft ausrichtet. Archivfoto: BLKB

Kurzstreckenflüge
sollen teurerwerden
Abgaben Der Basler Grosse Rat
hat gestern den Entwurf für eine
Standesinitiative für Lenkungs-
abgaben bei Kurzstreckenflügen
an die Regierung überwiesen.
Eine entsprechende Standesini-
tiative ist auch im Baselbieter
Landrat hängig. Mit einer Len-
kungsabgabe belegtwerden sol-
len gemäss dem GLP-Vorschlag
Strecken, die ohne grosse Prob-
leme auch mit alternativen Ver-
kehrsmitteln wie der Bahn oder
dem Auto zurückgelegt werden
könnten.Namentlichwerden un-
ter anderem Flugverbindungen
nach Paris, Frankfurt und Mün-
chen genannt. Die Regierung
muss nun eine Standesinitiative
formulieren. (bor/SDA)

Baslermüssen selbst
Schnee schaufeln
Winterdienst Basler Hauseigen
tümerinnen und -eigentümer
müssen in diesem Winter noch
immer den Schnee auf den an-
grenzenden Trottoirs selbst
schippen.Ein staatlicher Schnee-
räumungsdienst ist voraussicht-
lich erst im nächsten Winter
möglich. Der Grosse Rat ist noch
an der Beratung für diesen Ser-
vice. Der nötige Beschluss zur
staatlichen Räumung steht noch
aus. Zudem stehen die dafür not-
wendigen Beschaffungen noch
aus,wie das Tiefbauamt gestern
mitteilte. (ith/SDA)
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